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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für unverarbeiteten Tabak 
der Sorte “Virginia fiue-cured” mit Ursprung in Entwickiungsländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirti^diaftsgemeinschaft hat im 
Rahmen der UNCTAD ein Angebot über die Ge- 
währung von Zollpräferenzen für bestimmte land- 
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse der Kapi- 
tel 1 bis 24 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur- 
sprung in Entwicklungsländern gemacht. Die in die- 
sem Angebot vorgesehene Präferenzbehandlung be- 
steht einmal für bestimmte unter die Handelrege- 
lung der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallende 
Waren in einer Senkung des festen Teilbetrags der 
Abgabe, die auf diese Waren aufgrund dieser Ver- 
ordnung anwendbar ist und andererseits für die 
unter einen Einheitszoll fallenden Waren in einer 
Senkung dieses Zolls. Die präferenziellen Einfuhren 
dieser Erzeugnisse können ohne mengenmäßige Be- 
schränkungen durchgeführt werden. Wegen der 
Empfindlichkeit des Tabaksektors ist jedoch für un- 
verarbeiteten Tabak der Sorte „Virginia flue-cured" 
eine Sonderregelung vorzusehen, und zwar in Form 
einer Senkung des Zollsatzes für diese Waren im 
Rahmen eines Gemeinschaftszollkontingents. 

Dieses Angebot ist mit einer Klausel verbunden, 
wonach die Gemeinschaft das Angebot in der An- 
nahme gemacht hat, daß sich alle wichtigen In- 
dustrieländer der OECD an der Gewährung der 
Präferenzen beteiligen und vergleichbare Anstren- 
gungen madien. Außerdem ergibt sich insbesondere 
aus den innerhalb der UNCTAD aufeinander abge- 
stimmten Schlußfolgerungen, daß dieses Angebot 
mit zeitweiligem Charakter keine zwingende Ver- 
pflichtung beinhaltet und insbesondere später ganz 
oder teilweise zurückgezogen werden kann. Von 
dieser Möglichkeit kann unter anderem Gebrauch 
gemacht werden, um ungünstige Situationen zu be- 
heben, die möglicherweise als Folge der Anwen- 


dung des Systems der allgemeinen Präferenzen in 
assoziierten Ländern auftreten. 

In der „Gemeinsamen Absichtserklärung betref- 
fend die Entwicklung der Handelsbeziehungen mit 
Ceylon (Sri Lanka), Indien, Malaysia, Pakistan und 
Singapur ^) " hat die Gemeinschaft sich bereit erklärt, 
für Fragen, die sich auf dem Gebiet des Handels mit 
den genannten Ländern ergeben könnten, nach Lö- 
sungen zu suchen. Für mehrere asiatische Common- 
wealth-Länder und insbesondere für Indien ist die 
betreffende Sorte von unverarbeitetem Tabak ein 
wichtiges Ausfuhrerzeugnis, bei dem die Handels- 
ströme durch die Erweiterung gestört werden könn- 
ten; in der vorgenannten Erklärung ist das System 
der allgemeinen Zollpräferenzen als geeignete Lö- 
sung für Fragen dieser Art angegeben, und daher 
ist diese Sorte unverarbeiteter Tabak zumindest für 
eine Übergangszeit von einem Jahr in das System 
der allgemeinen Präferenzen einzubeziehen. 

Die allgemeinen Präferenzen sind ab dem zweiten 
Halbjahr des Jahres 1971 angewandt worden, und 
es ist daher angezeigt, sie während des Jahres 1974 
weiterhin anzuwenden. 

Aufgrund des Protokolls Nr. 23 im Anhang zur 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge 2) sind die neuen Mitgliedstaa- 
ten gehalten, ab 1. Januar 1974 die allgemeinen 
Präferenzen der Gemeinschaft anzuwenden. Für eini- 
ge Waren der Kapitel 1 bis 24 des Gemeinsamen 
Zolltarifs bringt diese Regelung es jedoch mit sich, 
daß die neuen Mitgliedstaaten im Jahre 1974 höhere 
Zollsätze anwenden müssen, als die aufgrund der 
Bestimmungen der vorgenannten Beitrittsakte ge- 
genüber Drittländern im allgemeinen anwendbaren 
Zollsätze. Diese Lage würde weder dem Geist des 
Protokolls Nr. 23 noch der allgemeinen Präferenz- 
regelung der Gemeinschaft entsprechen. 

Damit jedoch gemäß dem Protokoll Nr. 23 eine 
Präferenzspanne auch für diese Erzeugnisse aufrecht- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 195 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 178 
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erhalten wird, ist vorzusehen, daß die neuen Mit- 
gliedstaaten auf diese Erzeugnisse Zollsätze anwen- 
den, die gegenüber denen durch diese Regelung vor- 
gesehenen Zollsätzen nach Modalitäten gesenkt 
sind, die sich an die im Artikel 59 der vorgenannten 
Akte vorgesehenen Modalitäten anlehnen. 

Daher ist es angezeigt, daß die Gemeinschaft für 
unverarbeiteten Tabak der Sorte „Virginia flue- 
cured" mit Ursprung in den im Anhang A aufge- 
führten Ländern und Gebieten für 1974 ein Gemein- 
schaftszollkontingent in Höhe von 30 Millionen RE 
und zum Zollsatz von 11,5 v. H. mit mindestens 
14 RE und höchstens 16,5 RE je 100 kg Nettogewicht 
eröffnet. Aufgrund des Protokolls Nr. 10 über Ände- 
rungen des Gemeinsamen Zolltarifs im Anhang zum 
Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Griechenland, ist jedoch die vorherige Zustimmung 
des Assoziationsrats während der Übergangszeit, 
d. h. bis zum 31. Oktober 1974, für die Eröffnung 
eines Zollkontingents zugunsten von nicht mit der 
Gemeinschaft assoziierten Drittländern erforderlich, 
wenn dieses Zollkontingent jährlich für unverarbei- 
teten Tabak die Menge von 22 000 Tonnen über- 
schreitet. Die Gemeinschaft muß angemessene Maß- 
nahmen treffen, um die Identifizierung dieser Ta- 
baksorten zu erleichtern. 

Dieses Zollkontingent ist den Waren mit Ur- 
sprung in den betreffenden Ländern und Gebieten 
vorzubehalten, wobei der Begriff der „Ursprungs- 
erzeugnisse'' nach dem Verfahren des Artikels 14 
der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbestim- 
mung für den Warenursprung festgelegt wird ^). 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zwang zu diesem Kontingent haben und der 
vorgesehene Kontingentszollsatz fortlaufend auf 
sämtliche Einfuhren der betreffenden Ware bis zur 
Erschöpfung des Kontingents angewendet wird. 

Der Gemeinschaftscharakter des Kontingents kann 
unter Beachtung der oben aufgestellten Grundsätze 
gewahrt werden, indem bei der Ausnutzung dieses 
Gemeinschaftszollkontingents von einer Aufteilung 
der Menge auf die Mitgliedstaaten ausgegangen 
wird; außerdem können zu diesem Zweck im Rah- 


3) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 1 


men der Ausnutzung die tatsächlichen Anrechnun- 
gen auf das Kontingent nur für die Waren vorge- 
nommen werden, die der Zollstelle mit einer An- 
meldung zur Abfertigung zum freien Verkehr und 
mit einem Ursprungszeugnis gestellt werden. 

Auf Grund der verfügbaren statistischen Angaben, 
die nur einen relativ kurzen Zeitraum abdecken und 
die auf Grund der Vorausschätzungen für den Kon- 
tingentszeitraum gewogen werden müssen, läßt sich 
die Beteiligung an der Kontingentsmenge prozen- 


tual wie folgt ermitteln: 

Deutschland 7 v. H. 

Benelux 5,6 v. H. 

Frankreich 3,8 v. H. 

Italien 0,2 v. H. 

Dänemark 2,6 v. H. 

Irland 0,8 v. H. 

Vereinigtes Königreich 80 v. H. 


Zur Zeit erscheint eine Regelung möglich, die auf 
einer einmaligen Aufteilung auf die Mitgliedstaaten 
beruht, ohne daß damit dem Gemeinschaftscharakter 
des Zollkontingents Abbruch getan wird. Außerdem 
greift die in dieser Verordnung vorgesehene Auf- 
teilung in keinem Fall der allgemeinen Aufteilungs- 
methode der Gemeinschaftszollkontingente mit Ein- 
führung einer Reserve vor. Im derzeitigen Über- 
gangsstadium ist es möglich, diese Aufteilung nach 
den in der vorstehenden Tabelle angegebenen Pro- 
zentsätzen durchzuführen. Der Beteiligungsprozent- 
satz der Mitgliedstaaten an dem GemeinschaftszolT 
kontingent dürfte in Anbetracht der Laufzeit und der 
Höhe dieses Kontingents in diesem Fall nicht den 
gleichmäßigen Zugang der Importeure der Gemein- 
schaft zu dem Gemeinschaftszollkontingent gefähr- 
den, Aus diesem Grund erscheint es angezeigt, je- 
dem Mitgliedstaat die Verwaltung seiner Quote zu 
überlassen. 

Um den Bestimmungen des Abkommens mit Grie- 
chenland Rechnung zu tragen, muß die Gemeinschaft 
in der Lage sein, die Erhebung der normalen Zoll- 
sätze wiedereinzuführen, sobald eine Menge von 
22 000 t des vorgenannten Tabaks auf das Kontin- 
gent angerechnet worden ist. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg sich 
zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlos- 
sen haben und durch diese vertreten werden, kann 
jede Maßnahme im Zusammenhang mit der Ver- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
27. Dezember 1973 - 1/4 -680 70- E- Ta 14/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 3. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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waltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten ! 

Quote durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 

werden — | 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : | 

A r t i k e 1 1 ! 

i 

1. In der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1974 | 
wird ein Gemeinschaftszollkontingent von 30 Mil- 
lionen Redinungseinheiten in der Europäischen 
Wirtsdiaftsgemeinschaft für die Einfuhr von un- 
verarbeitetem Tabak der Sorte „Virginia flue- 
cured" der Tarifnummer ex 24.01 B des Gemein- 
samen Zolltarifs eröffnet. Im Rahmen dieses Zoll- 
kontingents wird der Zollsatz auf 11,5 v. H. mit 
mindestens 14 Rechnungseinheiten und höchstens 
16,5 Rechnungseinheiten je 100 kg Nettogewicht 
ausgesetzt. 

Die Zulassung zu diesem Kontingent ist an die 
Vorlage einer Bescheinigung gebunden, die unter 
den von den zuständigen Gemeinschaftsbehörden 
festzulegenden Bedingungen ausgestellt wird. 
Wenn jedoch während der Zeit zwischen dem 
1. Januar und dem 31. Oktober 1974 die auf das 
im ersten Absatz bezeichnete Gemeinschaftszoll- 
kontingent ii^ Tonnen erfolgten Anrechnungen 
eine Menge von 22 000 Tonnen erreichen sollten, 
wird die vorgenannte Zollbesetzung beendet. 
Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
nehmen die Annäherung der Zollsätze ihrer na- 
tionalen Zolltarife an den vorgenannten Präfe- 
renzzollsatz nach der in Artikel 59 der Beitritts- 
karte festgelegten Zeitfolge vor. 

2. Dieses Zollkontingent ist den Waren mit Ur- 
sprung in den im Anhang A aufgeführten Län- 
dern und Gebieten Vorbehalten. Die Einfuhren, 
die bereits nach einer anderen von der Gemein- 
schaft gewährten Zollpräferenzregelung in den 
Genuß der Zollfreiheit gelangen, werden nicht 
auf dieses Zollkontingent angerechnet. Im Hin- 
blick auf die Anwendung dieser Verordnung wird 
der Begriff der Ursprungserzeugnisse nach dem 
Verfahren des Artikels 14 der Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 festgelegt. 


Irland 240 000 RE 

Vereinigtes Königreich 24 000 000 RE. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu der ihnen zugeteilten Quote allen in 
ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der be- 
treffenden Waren. 

2. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird anhand der Einfuhren der 
betreffenden Waren festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr nach 
dem Zollwert der Waren zusammen mit einem 
Ursprungszeugnis gemäß den in Artikel 1 Ab- 
satz 2 genannten Regeln angemeldet worden 
sind. Zur Einhaltung der Bestimmungen des Ar- 
tikels 1 Ziffer 1 Absatz 3 muß der Stand der 
Ausschöpfung der Quoten auch nach den entspre- 
chenden Mengen in Tonnen festgestellt werden. 

3. Eine Ware kann zu dem Zollkontingent nur zu- 
gelassen werden, wenn das in Absatz 2 genannte 
Ursprungszeugnis vor dem Zeitpunkt der Wie- 
dereinführung der Zollsätze vorgelegt wird. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten sowohl in Rechnungseinheiten als auch in 
metrischen Tonnen angerechnet worden sind. 

Wenn die Anrechnungen in der Gemeinschaft der 
betreffenden Tabaksorte mit Ursprung in den im 
Anhang A aufgeführten Ländern und Gebieten auf 
das Gemeinschaftszollkontingent unter den in Arti- 
kel 1 Ziffer 1 Absatz 3 und Artikel 2 Absatz 2 festge- 
legten Bedingungen die Menge von 22 000 metrischen 
Tonnen erreicht hat, dann teilt die Kommission den 
Mitgliedstaaten unverzüglich den Zeitpunkt mit, zu 
dem in Anbetracht dieser Tatsache die Erhebung der 
normalen Zollsätze wieder eingeführt werden muß. 
Diese Mitteilung wird im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlicht. 


Artikel 2 


A r t i k e 1 5 


Das in Artikel 1 genannte Gemeinschaftszollkontin- 
gent wird in Quoten aufgeteilt, die sich für die 
einzelnen Mitgliedstaaten auf die nachstehend ange- 
gebenen Beträge belaufen: 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 

Dänemark 


2 100 000 RE 
1 680 000 RE 
1 140 000 RE 
60 000 RE 
780 000 RE 


Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Ar tikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang A 


Liste der Entwicklungsländer und -Gebieter denen allgemeine Zollpräferenzen 

gewährt werden 

UNABHÄNGIGE LÄNDER 


Afghanistan 

Algerien 

Äquatorialguinea 

Arabische Republik Ägypten 

Argentinien 

Äthiopien 

Bahamas Inseln 

Bahrain 

Bangladesch 

Barbardos 

Bhutan 

Bolivien 

Botswana 

Brasilien 

Burma 

Burundi 

Ceylon 

Chile 

Costa Rica 
Dahome 

Dominikanische Republik 

Ekuador 

Elfenbeinküste 

El Salvador 

Fidschi 

Gabun 

Gambia 

Ghana 

Guatemala 

Guyana 

Guinea 

Haiti 

Honduras 

Indien 

Indonesien 

Irak 

Iran 

Jamaika 

Jemen 

Jordanien 

Jugoslawien 

Kamerun 

Katar 

Kenia 

Khmer-Republik 

Kolumbien 

Kongo (Volksrepublik) 
Korea (Süd) 

Kuba 

Kuwait 

Laos 

Lesotho 

Libanon 

Liberia 

Libyen 


Madagaskar 

Malaysia 

Malawi 

Malediven 

Mali 

Marokko 

Mauretanien 

Mauritius 

Mexiko 

Nauru 

Nepal 

Nicaragua 

Niger 

Nigeria 

Obervolta 

Oman 

Pakistan 

Panama 

Paraguay 

Peru 

Philippinen 

Ruanda 

Sambia 

Saudi-Arabien 

Senegal 

Sierra Leone 

Singapur 

Somalia 

Sudan 

Südjemen 

Swasiland 

Syrien 

Tansania 

Thailand 

Togo 

Tonga 

Trinidad und Tobago 

Tschad 

Tunesien 

Uganda 

Uruguay 

Venezuela 

Vereinigte Arabische Emirate 
Abu Dhabi 
Dubai 

Ras al Khaima 
Fujaira 
Adschman 
Schardsdia 
Umm al Kaiwain 
Vietnam (Süd) 

Westsamoa 

Zentralafrikanische Republik 

Zypern 

Zaire 
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Länder und Gebiete, die von Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder von 
dritten Ländern abhängen oder verwaltet werden oder deren auswärtige 
Beziehungen ganz oder teilweise von Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder von 
dritten Ländern wahrgenommen werden 


Afar- und Issa-Territorium 
Angola (einschl. Cabinda) 

Bermuda 

Britisch Honduras 
Britisch-Ozeanien (Territorien des 
Hochkommissariats Westpazifik 
Britische Territorien im Indischen Ozean 
(Tschagos-Inseln, Des Roches-Inseln) 

Brunei 

Cook Inseln 

Falkland-Inseln oder Malvinen und Nebengebiete 
Französische Süd- und Antarktis-Gebiete 
Französisch-Polynesien 

Gibraltar 

Hongkong 

Jungfern-Inseln der Vereinigten Staaten 
(St. Croix, St. Thomas, St. John, usw.) 

Kaiman Inseln und Nebengebiete 
Kapverdische Inseln 
Komoren 

Macau 

Mosambik 

Neuguinea (Australien) und Papua 
Neukaledonien und Nebengebiete 
Neuseeländische abhängige Gebiete 
(Niue und Tokelau-Inseln) 


1) Gilbert und Ellice-Inseln, Britische Salomon-Inseln, 
Kondominium der Neuen Hebriden, Canton und Ender- 
bury, Pitcairn 


Niederländische Antillen 

Papua (siehe Australisch-Neuguinea) 

Pazifische Inseln unter Verwaltung oder 

Treuhandschaft der Vereinigten Staaten von 
Amerika 

Portugiesisch-Guinea 
Portugiesisch-Timor 
Principe und Sao Tome 

Saint-Pierre une Miquelon 
Seychellen (einschl. Amiranten) 

Sikkim 

Spanisches Territorium in Afrika 
St. Helena (einschl. Ascension, Diego, Alvarez 
oder Cough, Tristan da Cunha) 

Surinam Turks- und Caicos-Inseln 

Wallis und Futuna 
Westindien 

Anmerkung: 

Die Liste unterliegt wegen Änderungen des inter- 
nationalen Status von Ländern und Gebieten späte- 
rer Anpassung. 


2) Die Pazifischen Inseln unter Verwaltung der Vereinig- 
ten Staaten umfassen: Guam, Amerikanisch Samoa 
(einschl. Swains), die Midway-Inseln, Johnston- und 
Sand-Inseln, Wake; die Inseln unter Treuhandschaft: 
Karolinen, Marianen und Marshall-Inseln. 

3) Die Leeward-Inseln (Antigua, Montserrat, St. Kitts, 
Nevis and Anguilla, die britischen Jungferninseln) und 
die Windward-Inseln (Dominica, Grenada, Santa Lucia, 
St. Vicent) 
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Begründung 

1. In der Absichtserklärung im Anhang zur Schluß- 
akte des Beitrittsvertrages, die sich auf die Entwick- 
lung der Handelsbeziehungen mit den asiatischen 
Entwicklungsländern des Commonwealth (Ceylon, 
Indien, Malaysia, Pakistan und Singapur) bezieht^), 
wird u. a. ausgeführt, daß „die Gemeinschaft bereit 
ist, nach dem Beitritt Fragen, die sich auf dem Gebiet 
des Handels erheben könnten, mit diesen Ländern zu 
prüfen, um nach geeigneten Lösungen zu suchen, die 
der Tragweite des Systems der allgemeinen Zollprä- 
ferenzen Rechnung tragen . . 

Derartige Fragen werden sich im wesentlichen dar- 
aus ergeben, daß ab 1. Januar 1974 die Vorzugsbe- 
handlung, durch die die genannten Länder bisher auf 
dem Markt des Vereinigten Königreichs für eine sehr 
große Reihe von Erzeugnissen begünstigt worden 
waren, schrittweise aufgehoben wird. Dieser Verlust 
der Vorzugsbehandlung ist im übrigen verbunden 
mit der Beibehaltung der präferenziellen Vorteile 
für die EFTA-Länder auf dem britischen Markt sowie 
mit der Aufhebung der Zölle gegenüber den ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 
Außerdem werden bis zum Abschluß der Verhand- 
lung, die im Protokoll 22 im Anhang zur Beitritts- 
akte vorgesehen ist, die durch dieses Protokoll be- 
troffenen Commonwealth-Länder in den Genuß des 
tariflichen Status quo gelangen ^). 

2. Im Verlauf der Prüfung dieser Fragen mit den 
betreffenden Ländern hat die Kommission ihre Auf- 
merksamkeit auf die Auswirkungen der ersten An- 
gleichung des britischen Tarifs an den Gemeinsamen 
Zolltarif gerichtet, um die Fälle herauszustellen, bei 
denen ein Eingreifen erforderlich ist, damit zu starke 
Rückwirkungen auf die Handelsströme vermieden 
werden. 

3. Ein derartiger Fall ist unverarbeiteter Tabak, der 
für die asiatischen Commonwealth-Länder und vor 
allem für Indien ein wichtiges Ausfuhrerzeugnis dar- 
stellt; die indischen Ausfuhren nach dem Vereinigten 
Königreich beliefen sich im Jahre 1971 auf 25 Millio- 
nen $, d. h. in etwa auf 10 v. H. der indischen Ge- 
samtausfuhren nach Großbritannien. 

Die Länder dieses Gebietes führen verschiedene Ta- 
bakarten aus, jedoch stellen sich nach Auffassung 
der Kommission die dringendsten Probleme bei einer 
besonderen Qualität mit der Bezeichnung „flue- 
cured Virginia", die vor allem von Indien - dem 
dritten Lieferanten des Vereinigten Königreichs nach 
den Vereinigten Staaten und Kanada - aber auch von 
Pakistan und Sri Lanka ausgeführt wird. Im übrigen 
sei darauf hingewiesen, daß die Ausfuhrerlöse sehr 
stark von diesen Tabaksorten abhängen. 

4. Bei der Einfuhr in das Vereinigte Königreich aus 
dem Commonwealth unterliegt der Tabak „flue- 
cured Virginia" einem spezifischen Präferenzzoll von 
0,008 £ je Pfund (453 g)^). Bei dem indischen „flue- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 195 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 177 


cured" Tabak beträgt die Inzidenz dieses Zollsatzes 
(Durchschnitt der Jahre 1970 und 1971) 2,8 v. H.; für 
die Tabake dieser Sorte aus Pakistan und Sri Lanka 
hält sich die Inzidenz in einer vergleichbaren Grö- 
ßenordnung. Für das gleiche Erzeugnis und auf 
Grund der auf dem britischen Markt im Jahre 1970 
und 1971 gehandhabten Preise betrüge die Inzidenz 
der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs (23 v. H. 
mit mindestens 28 RE und höchstens 33 RE je 100 kg) 
21,4 V. H. Mit der ersten Angleichung des englischen 
Tarifs an den Gemeinsamen Zolltarif am 1. Januar 
1974 würde der für diese Einfuhren nach dem Ver- 
einigten Königreich anwendbare Zollsatz auf rund 
10,3 V. H. angehoben werden (d. h. 2,8 v. H. + 
40 V. H. der Differenz zwischen 2,8 und 21,4 v. H.). 

Da der Markt für dieses Erzeugnis äußerst preisemp- 
findlich ist und der Tabak aus den asiatischen Com- 
monwealth-Ländern mit einer Verschärfung der be- 
reits beträchtlichen Konkurrenz rechnen muß, fürch- 
ten diese Länder, daß sie in Kürze vom Markt des 
Vereinigten Königreichs verdrängt werden. Diese 
Furcht erscheint in Anbetracht der Umstände nicht 
ungerechtfertigt. 

5. Nach Auffassung der Kommission ist für diese 
begrenzte Frage dringend eine Lösung, und sei es 
auch nur eine Übergangslösung, erforderlich, wenn 
man die Zielsetzungen der Absichtserklärung errei- 
chen will. Aus naheliegenden Gründen müßte eine 
solche Lösung im Rahmen der allgemeinen Präferen- 
zen angestrebt werden, auf die die Absichtserklärung 
im übrigen eindeutig Bezug nimmt. 

Angesichts des besonderen Charakters der betreffen- 
den Ware jedoch - sowohl unter dem Gesichtspunkt 
der Marktstruktur und -regelung wie auch in Anbe- 
tracht der Verpflichtungen der Gemeinschaft (insbe- 
sondere in bezug auf die verschiedenen Assoziie- 
rungsabkommen) “ sieht die Kommission sich ver- 
anlaßt, eine Ad-hoc-Maßnahme vorzuschlagen, die er- 
heblich von den üblichen Bestimmungen im Bereich 
der allgemeinen Zollpräferenzen auf dem Agrar- 
sektor abweicht. 

Es handelt sich kurz gesagt um die Eröffnung eines 
Gemeinschaftszollkontingents in Höhe von 30 Millio- 
nen RE, ohne Puffer, jedoch mit einer Aufteilung 
nach den einzelnen Ländern, wobei dem Vereinigten 
Königreich eine Quote von 80 v. H. zugeteilt wird. 
Für dieses Kontingent schlägt die Kommission nicht 
die Einführung einer Gemeinschaftsreserve vor. Es 
handelt sich in der Tat um einen vorübergehenden 
Ausnahmefall, bei dem die Wahl eines besonderen 
Aufteilungsschlüssels nur insofern sinnvoll ist, als 
dieser Schlüssel ab Eröffnung des Kontingents auf 
das gesamte Kontingent angewandt wird. Es darf im 
übrigen davon ausgegangen werden, daß durch die 
Anwendung dieses Schlüssels die Quoten in einem 
ziemlich gleichmäßigen Rhythmus während der Kon- 
tingentszeit ausgeschöpft werden. Diese Haltung ist 
im Lichte der vom Rat bei der Einführung einer 
Reserve in die Zollkontingente „allgemeine Präfe- 
renzen" angenommenen Lösung auszulegen. Im übri- 

3) Es handelt sich um das Schutzelement eines gemischten 
Zolles, der im übrigen ein steuerliches Element enthält 
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gen könnte die Zweckmäßigkeit einer eventuellen 
Beibehaltung dieser Maßnahmen auch in den kom- 
menden Jahren unter Berücksichtigung der Markt- 
entwicklung und der Handelsströme für dieses Er- 
zeugnis zu gegebener Zeit überprüft werden. 

Außerdem muß bei jeder diesbezüglichen Regelung 
das Protokoll Nr. 10 im Anhang zum Abkommen von 
Athen berücksichtigt werden. Absatz 3 dieses Proto- 
kolls bestimmt insbesondere, daß die vorherige Zu- 
stimmung des Assoziationsrates erforderlich ist, 
wenn für nichtassoziierte Drittländer Zollkontingente 
mit einem Jahresvolumen von mehr als 22 000 Ton- 
nen für Tabak eröffnet werden. Nach der im Rahmen 
der allgemeinen Präferenzen üblichen Gepflogen- 
heit ist das vorgeschlagene Kontingent in Rechnungs- 
einheiten abgefaßt j nach den über die Preisentwick- 
lung verfügbaren Angaben entspricht der für dieses 
Kontingent festgesetze Wert von 30 Millionen RE 
jedoch annähernd der im Protokoll vorgesehenen 
Höchstmenge. Außerdem ist die Geltung des Proto- 
kolls - wenn es nicht ggf. verlängert wird - an die 
Übergangszeit des Abkommens, d. h. einen Zeit- 
raum von zwölf Jahren ab dem 1. November 1962, ge- 
bunden. Daher sind die auf das Kontingent bis zum 
31. Oktober 1974 anrechenbaren Einfuhren aus Grün- 


den der Rechtssicherheit auf diese Menge von 22 000 
Tonnen zu begrenzen. 

6. Die vorgeschlagene Maßnahme berücksichtigt 
sowohl die Interessen der Produzenten in der Ge- 
meinschaft als auch in den assoziierten oder assozi- 
ierbaren afrikanischen Ländern und den Ländern des 
Mittelmeerraums, die mit Ausnahme einiger ost- 
I afrikanischer Commonwealth-Länder die nach dem 
i Protokoll Nr. 22 im Anhang zur Beitrittsakte auf dem 
britischen Markt in den Genuß des tariflichen Status 
quo gelangen, keine Lieferanten der von dieser Maß- 
nahme betroffenen Tabaksorte sind ^). 

Mit ihr ist gleichzeitig die Möglichkeit gegeben, 
weitgehend den Gefahren einer plötzlichen und nicht 
wieder zu behebenden Verzerrung auf dem briti- 
schen Markt auf Kosten der betreffenden Common- 
wealth-Länder zu begegnen; gleichzeitig können 
durch den begrenzten Charakter dieser Maßnahmen 
bestenfalls die derzeitigen Positionen dieser Länder 
aufrechterhalten werden. 

4) Das in Artikel 15 des Abkommens von Jaunde und in 
Artikel 14 des Abkommens von Arusha vorgesehene 
Verfahren zur Information der assoziierten Staaten ist 
durchgeführt worden. 
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